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 Annahmeverzugslohn trotz Ablehnung einer 
Weiterbeschäftigung?  

Das Bundesarbeitsgericht hatte einen ur-
sprünglich vom Arbeitsgericht Heilbronn ent-
schiedenen Fall zur Entscheidung vorliegen, 
der einen etwas seltsamen Sachverhalt hatte, 
gleichwohl für Arbeitgeber und Arbeitnehmer in-
teressant ist: 

Der Arbeitnehmer klagte auf Annahmeverzugs-
lohn. Der Arbeitgeber wendet ein, er habe dem 
Arbeitnehmer ein befristetes Prozessarbeits-
verhältnis angeboten, welches dieser abgelehnt 
hat. Ihm stünde deswegen kein Annahmever-
zugslohn zu. Folgender Sachverhalt lag zu-
grunde: 

Der Arbeitgeber kündigt zum 30. September ei-
nes Jahres. Die dagegen gerichtete Klage des 
Arbeitnehmers ist erfolgreich. Der Arbeitneh-
mer hat nicht nur auf Feststellung der Unwirk-
sam der Kündigung, sondern auch auf Weiter-
beschäftigung geklagt, auch dem Weiterbe-
schäftigungsantrag wurde vom Arbeitsgericht 
stattgegeben. Der Arbeitgeber seinerseits bie-
tet am 26. September des Jahres dem Arbeit-
nehmer ein sogenanntes Prozessarbeitsver-
hältnis mit in wesentlichen gleichen Bedingun-
gen wie sein ursprüngliches Arbeitsverhältnis 
an. Er macht die vorherige Unterzeichnung die-
ses Angebots durch den Arbeitnehmer zur Vo-
raussetzung, diesen weiter zu beschäftigen, ob-
wohl das Urteil des Arbeitsgerichts bereits die 
Verpflichtung enthielt, den Arbeitnehmer weiter 
zu beschäftigen. 

Der Arbeitnehmer unterschreibt nicht und arbei-
tet nicht und klagt später für 3 Monate Annah-
meverzugslohn ein. Das Bundesarbeitsgericht 
gibt ihm recht. Zwar sei das Angebot der Arbeit-
geberin, ein befristetes Prozessbeschäftigungs-
verhältnis einzugehen, an sich zumutbar gewe-
sen. Die Ablehnung dieses Angebots könne 
also grundsätzlich zur Anrechnung des unter-
lassenen Zwischenverdienstes auf den Annah-
meverzugslohn führen. Allerdings sei das Un-
terlassen des Arbeitnehmers deswegen nicht 
böswillig, da zu seinen Gunsten ein vorläufig 
vollstreckbares Weiterbeschäftigungsurteil er-
gangen sei und der Arbeitgeber sich nicht ent-
sprechend dieses Urteils verhalten habe. Die 

Ablehnung, auf einer anderen Basis als derjeni-
gen, die das Gericht ausgesprochen hat, tätig 
zu werden, also auf Basis eines Prozessarbeits-
verhältnisses sei nicht treuwidrig, da die Pflicht 
zur Rücksichtnahme auf die Interessen des Ar-
beitgebers dort ihre Grenze finde, wo der Ar-
beitnehmer einen vorläufig vollstreckbaren Titel 
und damit eine den Arbeitgeber bereits binden-
den Rechtsanspruch habe.  

Prozessarbeitsverhältnisse können grundsätz-
lich probate Mittel von Arbeitgebern sein, dass 
Annahmeverzugsrisiko zu reduzieren.  

Dies gilt nach dieser Entscheidung des Bundes-
arbeitsgerichts aber nur noch, wenn kein Wei-
terbeschäftigungsurteil 1. Instanz in der Welt ist.  

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 08.09.2021 – 
5 AZR 205/21 

 Urlaubszeiten sind bei der Berechnung von 
Mehrarbeitszuschlägen zu berücksichtigen 

Der Europäische Gerichtshof hat ein weiteres 
Mal in das deutsche Urlaubsrecht eingegriffen 
und festgestellt, dass Tarifverträge, die bei der 
Ermittlung der für Mehrarbeitszuschläge rele-
vanten Zeiten auf in Anspruch genommenen 
Jahresurlaub entfallende Zeiten unberücksich-
tigt lassen, mit der Arbeitszeitrichtlinie nicht ver-
einbar und damit unwirksam sind. 

Im zugrunde liegenden Fall begehrte der Kläger 
für August eines Jahres einen Mehrarbeitszu-
schlag, da die für den bezahlten Jahresurlaub 
abgerechneten Tage bei der Bestimmung der 
geleisteten Arbeitsstunden zu berücksichtigen 
seien und er in der Summe der erbrachten Ar-
beitsleistung zuzüglich Urlaubstage insgesamt 
206,45 Stunden im August gearbeitet habe. 
Vertraglich geschuldet waren 184 Stunden. Der 
Kläger arbeitete 121,75 Stunden im August und 
hatte 10 Tage Urlaub, was 84,7 Arbeitsstunden 
entsprach. Die Vorinstanzen haben die Klage 
unter Berufung auf die tarifvertraglichen Rege-
lungen, wonach Urlaubstage bei der Mehrar-
beitsvergütung nicht zu berücksichtigen waren, 
abgewiesen. Das Bundesarbeitsgericht hat den 
Fall dem Europäischen Gerichtshof vorgelegt 
und dieser hat entschieden, dass eine tarifver-
tragliche Regelung, die eine Mehrarbeitsvergü-
tung ausschließt, wenn bei einer Tagesbetrach-
tung Überstunden geleistet wurden, der mo-
natsbezogenen Schwellenwert für die Zahlung 
eines Zuschlags aber nicht erreicht wird, weil 
der Arbeitnehmer auch Urlaub im Monat ge-
nommen hat, gegen die Richtlinie 2003/38/EG 
verstößt. 

Die Entscheidung dürfte auf sämtliche Berei-
che, in denen die Überschreitung eines monats-
bezogenen Schwellenwerts für die Zahlung von 
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Überstundenzuschlägen maßgeblich ist, an-
wendbar sein, nicht nur auf tarifvertragliche Re-
gelungen. 

EuGH, Urteil vom 13.01.2022 - C-514/20 

BAG - 10 AZR 210/19 

 

 Kein Anspruch des Pflichtteilsberechtigten 
auf Vorlage von Belegen  

Das OLG München hat mit Urteil vom 
23.08.2021 (Az. 33 U 325/21) bestätigt, dass 
dem Pflichtteilsberechtigten im Rahmen seines 
Auskunftsanspruchs grundsätzlich kein An-
spruch auf Vorlage von Belegen zusteht. Der 
Pflichtteilsberechtigte kann nach § 2314 BGB 
vom Erben Auskunft über den Bestand des 
Nachlasses verlangen. Legt der Erbe keine Be-
lege vor, ist der Pflichtteilsberechtigte darauf 
angewiesen, dass ihm der Erbe wahrheitsge-
mäße Angaben macht. Dies führt immer wieder 
zu Streitigkeiten über die Frage, ob gegebenen-
falls doch ein Anspruch auf Belegvorlage be-
steht. Das OLG München hat in dem zur Ent-
scheidung vorliegenden Fall entsprechend der 
bisherigen Linie der Rechtsprechung einen An-
spruch auf Belegvorlage abgelehnt und darauf 
hingewiesen, dass ein solcher nur ausnahms-
weise besteht, z.B. wenn ein Unternehmen zum 
Nachlass gehört und die Beurteilung seines 
Wertes ohne Kenntnisse insbesondere der Bi-
lanzen und ähnlicher Unterlagen dem Pflicht-
teilsberechtigten nicht möglich wäre. Die Vor-
lage von Belegen soll ausnahmsweise auch 
dann gefordert werden können, wenn der Wert 
einzelner Nachlassgegenstände ungewiss ist 
und die Vorlage von Unterlagen erforderlich ist, 
damit der Wert abgeschätzt werden kann. Eine 
generelle Pflicht zur Vorlage von Belegen gibt 
es aber mangels gesetzlicher Regelung nicht. 
In dem streitgegenständlichen Fall lagen auch 
die Voraussetzungen nicht vor, ausnahms-
weise doch eine Belegpflicht anzunehmen. 

Der Erbe, der nichts zu verbergen hat, wird in 
der Regel Belege zur Verfügung stellen, um 
Streitigkeiten zu vermeiden. Geschieht dies 
nicht, kann der Pflichtteilsberechtigte auf Basis 
der aktuellen Gesetzeslage und der Rechtspre-
chung die Vorlage von Belegen nicht bzw. nur 
im Ausnahmefall, insbesondere soweit es um 
die Bewertung von Nachlassgegenständen 
geht, verlangen. Bis der Gesetzgeber hier mög-

licherwiese tätig wird, kann der Pflichtteilsbe-
rechtigte insoweit nicht mit Aussicht auf Erfolg 
agieren. Ihm bleibt dann aber die Möglichkeit, 
ein notarielles Nachlassverzeichnis zu verlan-
gen, denn der Notar hat Anspruch auf Einsicht 
in die Belege. Auch auf diesem Weg kommt der 
Pflichtteilsberechtigte zwar nicht selbst an die 
Belege, kann aber über den Notar weitestge-
hend sicherstellen, dass das Nachlassverzeich-
nis vollständig errichtet wird. Denn der Notar 
kann zum Beispiel anhand der Kontoauszüge 
prüfen, ob es ergänzungspflichtige Schenkun-
gen vor dem Tod des Erblassers gab. 

OLG München, Urteil vom 23.08.2020 - 33 U 
325/21 

 

 Kontrolle des Medienkonsums vs. Eigen-
tumsschutz 

Es hatte das Oberlandesgericht Dresden als 
Berufungsinstanz über einen Sachverhalt zu 
entscheiden, wonach ein 9-jähriges Mädchen 
durch den Lebensgefährten der Mutter elektro-
nische Endgeräte, insbesondere ein Smart-
phone, zur Verfügung gestellt bekommen hat. 
Der nicht mit dem Kind zusammenlebende Va-
ter hat auf diesem Smartphone eine „Family-
App" installiert, mit welcher unter anderem die 
Nutzungsdauer kontrolliert und beschränkt wer-
den kann sowie eine Feststellung zum Standort 
des Endgerätes möglich ist. Der Eigentümer, 
Lebensgefährte der Kindesmutter, hat eine 
einstweilige Verfügung auf Unterlassung ent-
sprechender Installationen auf Endgeräten in 
seinem Eigentum, überwiegend konkret be-
zeichnet, jedoch auch für zukünftig noch anzu-
schaffende Geräte, beantragt. Der Be-
klagte/Kindesvater wurde in erster Instanz ent-
sprechend zur Unterlassung verurteilt, hat hier-
gegen Berufung eingelegt. Mit Beschluss vom 
15.06.2021 – 4 U 993/21 (FamRZ 2022, 364) 
hat das Oberlandesgericht Dresden die Absicht 
angekündigt, die Berufung mangels Erfolgsaus-
sicht durch einstimmigen Beschluss zurückwei-
sen zu wollen. 

Es wurde von Seiten des Oberlandesgericht 
Dresden auf verschiedene Einwände durch den 
Beklagten/Kindesvater eingegangen. Zur Be-
gründung der Klage wurde darauf verwiesen, 
dass die Installierung der Software, aufgrund 
der Einschränkungen für den Nutzer, eine Ei-
gentumsverletzung darstellt. Aufgrund der Ei-
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gentumsverletzung begründet sich die Wieder-
holungsgefahr. Insoweit war es auch nicht aus-
reichend, dass der Beklagte erklärt hat, er habe 
die zugrunde liegende Software auf seiner 
Seite gelöscht. Hierzu hat das Oberlandesge-
richt Dresden mit Verweis auf die ständige 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes da-
rauf verwiesen, dass nur durch eine „uneinge-
schränkte, bedingungslose und durch ein Ver-
tragsstrafenversprechen angemessen zu si-
chernde Unterlassungsverpflichtung“ die Wie-
derholungsgefahr beseitigt wäre, eine solche 
Erklärung hat der Beklagte jedoch auch im Rah-
men des Berufungsverfahrens verweigert. 

Durch das Oberlandesgericht Dresden wurden 
schließlich auch Einwände gegen die Erstre-
ckung der Unterlassungsverfügung auch auf 
noch nicht konkret bezeichnete zukünftig über-
lassene Endgeräte zurückgewiesen. Die Verfü-
gung wurde auch insoweit als hinreichend be-
stimmt angesehen und die Notwendigkeit zur 
entsprechenden Erstreckung auf zukünftig 
noch anzuschaffende Endgeräte bejaht. Die 
Entscheidung zeigt, dass es sinnvoll sein kann, 
elektronische Endgeräte minderjährigen Kin-
dern lediglich zur Nutzung zu überlassen, ohne 
diese zu schenken, da dann eine hinreichend 
sichere Möglichkeit zur Abwendung von Ände-
rungen durch Dritte, insbesondere Sorgebe-
rechtigte, besteht. 

OLG Dresden, Beschluss vom 15.06.2021 – 4 
U 993/21 

 

 Vorsicht bei der Einbindung von Google-
Fonts in die Website 

Das Landgericht München (Urteil vom 
20.01.2022 - 3 O 17493/20) hat entschieden, 
dass die dynamische Einbindung von Google 
Fonts ohne Einwilligung der Besucher daten-
schutzwidrig ist. 

Im streitgegenständlichen Fall hatte der Web-
seitenbetreiber Google-Fonts auf seiner Seite 
eingebunden. Dabei werden die IP-Adressen 
der Nutzer an Google weitergegeben. Dies ist 
aus Sicht des Landgerichts München ohne Ein-
willigung des Nutzers nicht zulässig, weswegen 
der Seitenbetreiber zur Unterlassung und Zah-
lung von Schadensersatz verurteilt wurde. 

Die Einbindung von Google-Fonts ist damit 
nicht generell unzulässig. Vielmehr besteht ins-
besondere die Möglichkeit, von den Besuchern 

zuvor eine Einwilligung zur Datenweitergabe 
einzuholen, was z.B. über ein Consent-Banner-
Tool möglich ist. Alternativ können Google-
Fonts auch lokal eingebunden werden, dann 
findet kein Datenaustausch mit Google statt, 
wobei dies voraussetzt, dass die lokale Nutzung 
der Fonts zulässig ist, was nach derzeitiger Ein-
schätzung der Fall sein dürfte. 

LG München, Urteil vom 20.01.2022 - 3 O 
17493/20 

 

 Keine Anpassung der Miete im Lockdown 
bei einer Risikoübernahme 

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 
12.01.2022 - XII ZR 8/21 - ausgeführt, dass eine 
Anpassung der Miete bei einer coronabeding-
ten Geschäftsschließung in Betracht kommt. 
Das Oberlandesgericht Hamm hat mit Be-
schluss vom 10.09.2021 - I-30 U 147/21 - einen 
Sachverhalt entschieden, bei dem die Beson-
derheit bestand, dass im Mietvertrag eine Re-
gelung enthalten war, wonach die Miete auch 
bei vom Vermieter nicht zu vertretenden Unter-
brechungen des Betriebes des Mietgegenstan-
des in voller Höhe fortzuentrichten war. Darüber 
hinaus hatte der Mieter während der Pandemie 
ein Optionsrecht ausgeübt und mit dem Vermie-
ter eine Verlängerung des Mietverhältnisses 
vereinbart. Daraus leitete das Oberlandesge-
richt ein Indiz dafür ab, dass dem Mieter ein 
Festhalten an dem Mietvertrag zu unveränder-
ten Vertragsbedingungen nicht unzumutbar ist. 

Der Mieter betrieb ein Möbeleinzelhandelsge-
schäft in einem Einkaufszentrum. Der Mietver-
trag enthielt folgende Vereinbarung: 

"Vom Vermieter nicht zu vertretende Unterbre-
chungen des Betriebes des Mietgegenstandes 
oder einzelner Mietparteien im Mietobjekt - 
gleich aus welchem Grund - beeinträchtigen die 
Mietzahlungsverpflichtung nicht." 

Mit Schreiben vom 23.12.2020 machte der Mie-
ter von einem Optionsrecht Gebrauch und ver-
längerte die Mietzeit für das Objekt bis zum 
31.12.2025. Aufgrund der Corona-Pandemie 
musste der Mieter nach der Coronaschutzver-
ordnung NRW den Ladenverkauf in den ange-
mieteten Räumlichkeiten ab dem 16.12.2020 
schließen bzw. stark einschränken. Für den Mo-
nat Februar 2021 zahlte der Mieter 10 % und für 
den Monat März 2021 90 % der Miete. Am 
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24.03.2021/30.03.2021 schlossen die Mietver-
tragsparteien eine Nachtragsvereinbarung und 
verlängerten die Festlaufzeit des Mietvertrags 
um weitere drei Jahre bis zum 31.12.2028. 

Das Oberlandesgericht Hamm entscheidet, 
dass der Mieter nicht zur Reduzierung der Mie-
ten für Februar und März 2021 berechtigt ist. Er 
müsse die Mieten vielmehr in voller Höhe zah-
len. Eine Anpassung des Vertrages gemäß § 
313 Abs. 1 BGB nach den Grundsätzen der Stö-
rung der Geschäftsgrundlage komme nicht in 
Betracht. Zwar liege aufgrund der Pandemie 
eine schwerwiegende Störung einer gemeinsa-
men Geschäftsgrundlage vor, da in dem Zeit-
raum der hoheitlich angeordneten Betriebsein-
schränkungen ein regulärer Verkauf in den an-
gemieteten Geschäftsräumen nicht stattfinden 
konnte. Zwar habe ein Onlineverkauf unter Ein-
beziehung der Geschäftsräume stattgefunden, 
jedoch sei der Rohertrag des Monats Februar 
2021 gleichwohl um 78 % bezogen auf den Mo-
nat Februar 2020 eingebrochen. Gleichwohl sei 
für eine Berücksichtigung von Störungen der 
Geschäftsgrundlage kein Raum, soweit es um 
Erwartungen und um Umstände geht, die nach 
den vertraglichen Vereinbarungen in den Risi-
kobereich einer der Parteien fallen sollen (BGH 
NJW 2020, 331 ff.; BGH NJW 2000, 1714, 
1716; OLG Dresden, Urteil vom 24.02.2021 - 5 
U 1782/20, juris Rn. 40). Eine solche vertragli-
che Risikoverteilung schließt für den Betroffe-
nen regelmäßig die Möglichkeit aus, sich bei 
Verwirklichung des Risikos auf einen Wegfall 
der Geschäftsgrundlage zu berufen. Zwar ent-
halte der Mietvertrag der Parteien für pande-
miebedingte Beeinträchtigungen keine aus-
drückliche Regelung. Die Parteien haben je-
doch eine Zuweisung des Risikos von Betriebs-
unterbrechungen im Mietvertrag vorgenom-
men, wonach nicht vom Vermieter zu vertre-
tende Unterbrechungen des Betriebs des Miet-
gegenstandes oder einzelner Mietparteien im 
Mietobjekt - gleich aus welchem Grund - die 
Verpflichtung zur Zahlung der Miete nicht beein-
trächtigen sollen. Trotz des Umstandes, dass 
sich die Parteien bei Vertragsschluss das Risiko 
der Betriebsschließungen und -einschränkun-
gen aufgrund einer Pandemie nicht vorgestellt 
haben dürften, spricht diese Vereinbarung im 
Mietvertrag für die Zuweisung des Risikos einer 
Äquivalenzstörung an den Mieter, sodass eine 
Vertragsanpassung nach § 313 Abs. 1 BGB 
nach Auffassung des Oberlandesgerichts 
Hamm schon deshalb ausscheidet. 

Das Oberlandesgericht meint darüber hinaus, 
dass auch die weiteren Voraussetzungen des § 
313 Abs. 1 BGB für eine Anpassung der Miete 
wegen einer Störung der Geschäftsgrundlage 
nicht vorliegen. Trotz der gesetzlichen Risi-
koverteilung kann in Ausnahmefällen dennoch 
eine Anpassung des Vertrags nach den 

Grundsätzen der Störung der Geschäftsgrund-
lage geboten sein. Dabei kann aber nicht jede 
einschneidende Veränderung der bei Vertrags-
abschluss bestehenden oder gemeinsam er-
warteten Verhältnisse eine Vertragsanpassung 
rechtfertigen. Hierfür ist vielmehr erforderlich, 
dass ein Festhalten an der vereinbarten Rege-
lung für die betroffene Partei zu einem nicht 
mehr tragbaren Ergebnis führt (BGH NJW 
2012, 1718 ff.; BGH NJW 1995, 47 ff.). Eine An-
passung des Vertrages müsste zur Vermeidung 
eines untragbaren, mit Recht und Gerechtigkeit 
nicht (mehr) zu vereinbarenden und damit der 
betroffenen Partei nach Treu und Glauben nicht 
zuzumutenden Ergebnisses unabweislich er-
scheinen. Es muss eine derart gewichtige Stö-
rung des Gleichgewichts von Leistung und Ge-
genleistung des Austauschvertrages vorliegen, 
dass die Grenze des vertraglich übernomme-
nen Risikos überschritten wird und die benach-
teiligte Vertragspartei in der getroffenen Verein-
barung ihr Interesse nicht mehr auch nur annä-
hernd gewahrt sehen kann (BGH NJW-RR 
2020, 96 Rn. 23; BGH NJW 2012, 1718 Rn. 26). 
Die Prüfung dieser Voraussetzung erfordert 
eine umfassende Interessenabwägung unter 
Würdigung aller Umstände, insbesondere auch 
der Vorteile, die der betroffenen Partei neben 
den Nachteilen aus den eingetretenen Verän-
derungen erwachsen sind. Für die Beurteilung 
der Frage, ob dem Mieter ein Festhalten am un-
veränderten Vertrag zumutbar ist, kommen der 
Ausübung der Verlängerungsoption und der 
Nachtragsvereinbarung, mit der eine weitere 
Verlängerung des Mietverhältnisses vereinbart 
wurde, indizielle Bedeutung vor. Denn die Ver-
längerungsoption hat der Mieter in Kenntnis des 
Beginns der Einschränkungen durch die Pan-
demie erklärt. Zudem hatte der Mieter zu die-
sem Zeitpunkt bereits Kenntnis über die wirt-
schaftlichen Auswirkungen eines sogenannten 
Lockdowns. Die Entscheidung des Mieters, 
gleichwohl das Vertragsverhältnis fortzusetzen, 
spricht gegen die Annahme eines untragbaren, 
mit Recht und Gerechtigkeit nicht (mehr) zu ver-
einbarenden und damit dem Mieter nach Treu 
und Glauben nicht zuzumutenden Ergebnisses. 

OLG Hamm, Beschluss vom 10.09.2021 - I-30 
U 147/21 
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 Die Grenzen der Betriebsgefahr 

Im Falle der Beschädigung einer fremden Sa-
che, der Verletzung oder Tötung einer Person 
beim Betrieb eines Kraftfahrzeugs ist die ver-
schuldensunabhängige Gefährdungshaftung 
gemäß § 7 StVG begründet. Insoweit treten im-
mer wieder Abgrenzungsfragen hinsichtlich der 
Zuordnung von Schadensereignissen zur Be-
triebsgefahr auf. Die Tendenz der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes geht 
zu einer sehr weiten Auslegung des unbe-
stimmten Rechtsbegriffes des Betriebs seines 
Kraftfahrzeuges. Nunmehr war durch den Bun-
desgerichtshof in einem Urteil vom 21.09.2021 
– VI ZR 726/20 (NJW 2022, 624 ff.) über einen 
Fall zu entscheiden, bei welchem (nach den 
Feststellungen der Vorinstanz geklärt) durch 
die Nutzung eines Kreiselmähers auf einem 
Wiesengrundstück ein Stein aufgeschleudert 
worden ist, welcher den auf einem Nachbar-
grundstück befindlichen Kläger am Auge getrof-
fen und schwer verletzt hat. 

Wie in der Berufungsinstanz wurde durch den 
Bundesgerichtshof ein Anspruch des Klägers 
aus § 7 StVG abgelehnt. Zwar steht die Nut-
zung eines Kraftfahrzeuges auf einem Privat-
grundstück der Anwendung des § 7 StVG nicht 
entgegen und es kommt auch nicht darauf an, 
dass die Verletzung aufgrund Nutzung des 
Kraftfahrzeuges als Arbeitsmaschine eingetre-
ten ist. Maßgeblich ist insoweit, ob die Nutzung 
als Arbeitsmaschine im Vordergrund stand, 
dies wurde im Ergebnis durch den Bundesge-
richtshof, wie auch die Berufungsinstanz, be-
jaht. Es wurde zunächst auf die spezifische Ge-
fahr verwiesen, welche § 7 StVG erfassen soll, 
der Nutzung eines motorisierten Fahrzeuges 
zur Fortbewegung und/oder dem Transport. Im 
vorliegenden Fall kam der Nutzung zur Bearbei-
tung einer landwirtschaftlichen Fläche, außer-
halb des öffentlichen Verkehrsraums die vor-
rangige Bedeutung zu bzw. war dies entschei-
dend für die Feststellung, dass die Nutzung als 
Arbeitsmaschine zum Zeitpunkt des Schadens-
falles im Vordergrund stand.  

Nachdem ein Anspruch aufgrund Gefährdungs-
haftung ausgeschlossen wurde, blieb lediglich § 
823 Abs. 1 BGB als Anspruchsgrundlage, ein 
diesbezügliches Verschulden, Verstoß gegen 
eine Verkehrssicherungspflicht des Nutzers des 

Traktors, war jedoch nicht festzustellen, sodass 
die Klage insgesamt abgewiesen wurde. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 21.09.2021 – VI 
ZR 726/20 

 

 Kürzungsrecht des Mieters bei fehlerhafter 
Heizkostenabrechnung 

§ 9 Abs. 2 S. 1 HeizkV schreibt vor, dass bei 
Heizanlagen, die das Gebäude mit Wärme und 
Warmwasser (sogenannte verbundene Anlage) 
versorgen, die auf die zentrale Warmwasser-
versorgungsanlage entfallenden Wärmemenge 
grundsätzlich mit einem Wärmezähler zu mes-
sen ist. Nur in Ausnahmefällen, wenn die Wär-
memenge mit einem unzumutbar hohen Auf-
wand gemessen werden kann, kann eine Auf-
teilung gemäß der in der Heizkostenverordnung 
enthaltenen Formel erfolgen.  

Der Bundesgerichtshof hat nunmehr die strittige 
Rechtsfrage entschieden, dass in Fällen, in wel-
chen die Ausnahme nicht gegeben ist, dem 
Mieter bei unterlassener Messung durch Wär-
mezähler ein Kürzungsrecht i.H.v. 15 % gemäß 
§ 12 HeizkV zusteht. Damit widerspricht der 
Bundesgerichtshof der Ansicht der Vorinstanz 
(Landgericht Heidelberg) und hebt das Urteil 
auf. Denn die Abrechnung ist auch dann gemäß 
§ 9 Abs. 2 HeizkV nicht verbrauchsabhängig, 
wenn zwar der Verbrauch in den Wohnungen 
gemessen wird, es jedoch an einer Messung 
der auf die zentrale Warmwasserversorgungs-
anlage entfallenden Wärmemenge fehlt. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 12.01.2022 - VIII 
ZR 151/20 
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